
  

(Ausgegeben am 08.12.2023) 

  08.12.2023 

Drucksache  

8/3448 
 

öffentlich 

Änderungsantrag 

– 

 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 

 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 

2024 (Haushaltsgesetz 2024 - HG 2024)  

 

Gesetzentwurf Landesregierung - Drs. 8/3037 

 

Beschlussempfehlung Ausschuss für Finanzen - Drs. 8/3441 

 

 

Der Landtag wolle beschließen: 

 

 

Einzelplan 03  

 

1. Kapitel 03 20 - Ministerium für Inneres und Sport - Landespolizei 

 

Neuer Titel 813 61 - Polizeirevier Budget 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

0 70.000 + 70.000 

 

Die Deckung erfolgt aus Kapitel 03 01, Titel 532 01 

 

 

Begründung: 

 

Das Polizeirevier Budget wird für die 14 Polizeireviere in Sachsen-Anhalt in Höhe von jeweils 

5.000 EUR eingerichtet. Dieses Budget kann von den Revieren im Rahmen der gesetzlichen 

Vorschriften, ohne Konsultation der zentralen Beschaffung eigenständig für kleinere An-

schaffungen verausgabt werden. 
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2. Kapitel 03 01 - Ministerium für Inneres und Sport - Ministerium für Inneres und Sport 

 

Titel 813 61 - 532 01 - Sonstige Ausgaben der Öffentlichkeitsarbeit  

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

111.300 41.300 - 70.000 

 

Die Absenkung dient der Deckung von Kapitel 03 02, Neuer Titel 813 61 

 

 

Begründung: 

 

Die Absenkung des Titels orientiert sich am tatsächlichen Mittelabfluss (Stand 09/23: 

11.940,89 EUR).  

 

 

Einzelplan 04  

 

Kapitel 04 06 - Ministerium der Finanzen - Finanzämter 

 

Titel 111 02 - Säumniszuschläge und Verspätungszuschläge 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

15.000.000 17.500.000 + 2.500.000 

 

Die Anpassung dient der Deckung von EP 14, Kapitel 14 02, Neue Titelgruppe 82,  

Titel 883 82 

 

 

Begründung: 

 

Die Anpassung des Titels orientiert sich an den tatsächlichen Einnahmen (Stand 10/23 be-

reits: 16.828.553,82 EUR).  
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Einzelplan 05 

 

Kapitel 05 02 - Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung - Allgemei-

ne Bewilligungen  

 

Neue Titelgruppe 65 - Förderprogramm zur Anpassung sozialer Einrichtungen an die Klima-

krise   

 

  Titel 633 65 - Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbünde 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2023 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

0 1.000.000 + 1.000.000 

 

  Titel 684 65 - Zuweisungen an soziale und ähnliche Einrichtungen 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2023 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

0 1.000.000 + 1.000.000 

 

Die Deckung erfolgt aus EP 13, Kapitel 13 25, Titel 162 53  

 

 

Begründung: 

 

Die Klimakrise verursacht zunehmend Hitzeperioden im Sommer, die vor allem bei Nut-

zer*innen und Bewohner*innen sozialer Einrichtung mit gesundheitlichen Einschränkungen 

und Belastungen einhergehen können. Daher ist eine neue Titelgruppe 65 in Kapitel 05 02 zu 

schaffen, die ein Landesprogramm zur Anpassung an die Folgen der Klimakrise für soziale 

Einrichtungen umfasst. Die geförderten Anpassungen gehen dabei bspw. vom Sonnensegel 

für den Kitainnenhof, über mobile Klimaanlagen für den Essensraum im Pflegeheim bis hin 

zu Thermovorhängen und Außenmarkisen für Wohn- und Gruppenräume. 
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Einzelplan 06  

 

1. Kapitel 06 04 – Ministerium für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt – 

Martin Luther Universität Halle-Wittenberg – Stellenplan, Stellenübersicht und Er-

läuterungen  

 

Es soll folgender Haushaltsvermerk hinzugefügt werden: 

Der Stellenplan ist bezüglich der Angestellten nicht verbindlich. Er ist ausschließlich informa-

tiv und dient der Transparenz. 

 

 

2. Kapitel 06 06 - Ministerium für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt – 

Burg Giebichenstein – Stellenplan, Stellenübersicht und Erläuterungen 

 

Es soll folgender Haushaltsvermerk hinzugefügt werden: 

Der Stellenplan ist bezüglich der Angestellten nicht verbindlich. Er ist ausschließlich informa-

tiv und dient der Transparenz. 

 

 

3. Kapitel 06 11 - Ministerium für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt – 

Otto-von-Guericke Universität Magdeburg - Stellenplan, Stellenübersicht und Erläu-

terungen 

 

Es soll folgender Haushaltsvermerk hinzugefügt werden: 

Der Stellenplan ist bezüglich der Angestellten nicht verbindlich. Er ist ausschließlich informa-

tiv und dient der Transparenz. 

 

 

4. Kapitel 06 15 – Ministerium für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt – 

Hochschule Magdeburg-Stendal - Stellenplan, Stellenübersicht und Erläuterungen 

 

Es soll folgender Haushaltsvermerk hinzugefügt werden: 

Der Stellenplan ist bezüglich der Angestellten nicht verbindlich. Er ist ausschließlich informa-

tiv und dient der Transparenz. 

 

 

5. Kapitel 06 16 - Ministerium für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt – 

Hochschule Anhalt - Stellenplan, Stellenübersicht und Erläuterungen 

 

Es soll folgender Haushaltsvermerk hinzugefügt werden: 
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Der Stellenplan ist bezüglich der Angestellten nicht verbindlich. Er ist ausschließlich informa-

tiv und dient der Transparenz. 

 

 

6. Kapitel 06 17 - Ministerium für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt – 

Hochschule Harz - Stellenplan, Stellenübersicht und Erläuterungen 

 

Es soll folgender Haushaltsvermerk hinzugefügt werden: 

Der Stellenplan ist bezüglich der Angestellten nicht verbindlich. Er ist ausschließlich informa-

tiv und dient der Transparenz. 

 

 

7. Kapitel 06 18 - Ministerium für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt – 

Hochschule Merseburg - Stellenplan, Stellenübersicht und Erläuterungen 

 

Es soll folgender Haushaltsvermerk hinzugefügt werden: 

Der Stellenplan ist bezüglich der Angestellten nicht verbindlich. Er ist ausschließlich informa-

tiv und dient der Transparenz. 

 

 

Begründung: 

 

Mit der Novelle des Hochschulgesetzes vom 1. Juli 2021 wurden die Stellenpläne für die 

Hochschulen Sachsen-Anhalts zentral abgeschafft. Dennoch sind diese weiterhin im Haus-

haltsplan 06 vermerkt. Mit dem Vermerk, dass diese bezüglich der Angestellten nur der In-

formation und Transparenz dienen, dabei aber nicht verbindlich sind, erhalten die Hochschu-

len mehr Freiheiten, um Mitarbeiter*innen eine bessere berufliche Perspektive bieten zu 

können. Dies ist ein wichtiger Schritt zur Umsetzung der Hochschulautonomie.  

 

 

Einzelplan 07  

 

1. Kapitel 07 02 - Ministerium für Bildung - Allgemeine Bewilligungen 

 

Titelgruppe 68 - Ausgaben zur Bewältigung der Ukraine-Krise 

 

Titel 533 68 - Dienstleistungen Außenstehender  

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

100.000 3.900.000 + 3.800.000 

 



 

 

6 

Das Programm zur Sprachmittlung an Schulen im Land für die Integration von Schüler*innen, 

die aus der Ukraine geflohen sind, soll über das Landesnetzwerk Migrantenorganisationen 

Sachsen-Anhalt (LAMSA) e. V. fortgesetzt werden. Ebenso soll die dortige Fachstelle 

Sprachmittlung Ukraine weitergeführt werden.  

 

Die Deckung erfolgt aus EP 13, Kapitel 13 25, Titel 162 53 

 

 

Begründung: 

 

Die Fortsetzung des Programms mit den bestehenden Sprach- und Kulturmittler*innen an 

den sachsen-anhaltischen Schulen, soll die Lehrkräfte und Schulleitungen entlasten und bei 

der Integration von jungen Menschen, die die aus der Ukraine fliehen mussten, weiter er-

folgreich beitragen.  

 

 

2. Kapitel 07 02 - Ministerium für Bildung - Allgemeine Bewilligungen 

 

Neuer Titel 633 97 - Notfallfonds für Kommunen zur Finanzierung der Schulsozialarbeit 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

0 3.500.000 + 3.500.000 

 

Die Deckung erfolgt aus EP 08, Kapitel 08 14, Titel 122 01 und EP 09, Kapitel 09 02, Titel 633 

61 sowie EP 13, Kapitel 13 25, Titel 162 53  

 

 

Begründung: 

 

Viele Kommunen, die sich in Haushaltskonsolidierung befinden, sehen sich nicht in der Lage, 

den kommunalen Anteil der Finanzierung der Schulsozialarbeit in der kommenden Förderpe-

riode zu tragen. Es droht der Abbau der Schulsozialarbeit in diesen Kommunen. Das Land 

muss dies auffangen und den verschuldeten Kommunen bei der Finanzierung der Schulsozi-

alarbeit zur Seite stehen. Dafür ist ein Notfallfonds notwendig, aus dem die Kommunen bei 

Bedarf Mittel zur Finanzierung der Schulsozialarbeit zur Verfügung gestellt werden. 

 



 

 

7 

 

Einzelplan 08  

 

1. Kapitel 08 02 - Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten -

Wirtschaft und Tourismus - Allgemeine Bewilligungen für den Bereich Wirtschaft und Tou-

rismus 

 

Titelgruppe 67 - GA “Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“  

 

Ausbringung eines Haushaltsvermerks  

 

Die Ausreichung von Fördermitteln der Gemeinschaftsaufgabe “Verbesserung der regionalen 

Wirtschaftsstruktur“ ist neben dem Förderzweck zur Unterstützung der regionalen Investiti-

onstätigkeit, um Einkommen und Beschäftigung in strukturschwachen Regionen zu sichern, 

auch an Maßnahmen zu koppeln, die einen Beitrag zur Transformation zu einer kohlenstoff-

armen Wirtschaft leisten, zu CO2-Einsparung führen bzw. Klimaschutzmaßnahmen beför-

dern.  

 

 

Begründung: 

 

Öffentliche Mittel der Wirtschaftsförderung sollen neben ihrer Zweckbindung auch die er-

folgreiche Transformation unsere Wirtschaft und Gesellschaft unterstützen.  

 

 

2. Kapitel 08 14 - Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten - 

Wirtschaft und Tourismus - Landesamt für Geologie und Bergwesen 

 

122 01 - Einnahmen aus Förderabgaben  

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

2.180.000 3.680.000 + 1.500.000 

 

Die Anpassung dient der Deckung von EP 07, Kapitel 07 02, Neuer Titel 633 97 

 

Begründung: 

 

Die Einnahmen aus Förderabgaben sollen vollständig realisiert werden, indem alle Befrei-

ungs-, Ermäßigungs- und Ausnahmetatbestände zurückzuführen sind. Des Weiteren wird der 

Ansatz an die tatsächlich höheren Einnahmen angepasst.  
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Einzelplan 09 

 

1. Kapitel 09 02 - Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten - 

Landwirtschaft und Forsten - Allgemeine Bewilligungen, Landesfördermaßnahmen  

 

Titel 633 61 - Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände für 

Bekämpfungsmaßnahmen der Afrikanischen Schweinepest 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

1.975.000 0 - 1.975.000 

 

Die Absenkung dient der Deckung von EP 07, Kapitel 07 02, Neuer Titel 633 97 

 

 

Begründung: 

 

Durch die Erlegungsprämie wird die Jagdstrecke nicht so weit erhöht, dass eine Bestandsre-

duzierung von mindestens 70 % eintritt. Daher hat die Erlegungsprämie keinen Effekt auf die 

Prävention der Afrikanischen Schweinepest.  

 

 

2. Kapitel 09 02 - Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten - 

Landwirtschaft und Forsten - Allgemeine Bewilligungen, Landesfördermaßnahmen  

 

Titel 683 61 - Zuschüsse für die Tierkörperbeseitigung  

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

1.300.000 300.000 - 1.000.000 

 

Die Absenkung dient der Deckung von EP 15, Kapitel 15 02, Titel 684 64 

 

 

Begründung: 

 

Die gesetzliche Grundlage für Beihilfen im Ausführungsgesetz zum Tierische Nebenprodukte-

Beseitigungsgesetz lief zum 31. Dezember 2020 aus. Darüber hinaus werden behördliche an-

geordnete Keulungen zu 50 % vom Land gezahlt.  
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3. Kapitel 09 03 - Ministerium für Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten - 

Landwirtschaft und Forsten - Allgemeine Bewilligungen, Gemeinschaftsaufgabe - Rahmen-

plan  

 

683 97 - Markt- und standortangepasste Landbewirtschaftung (MSL), Ökolandbau, 

Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete (AGZ), Vertragsnaturschutz/ 

Freiwillige Naturschutzleistungen (FNL) inkl. Hütehaltung  

 

Haushaltsgesetzentwurf 2023 

VE 2024 (alt) in € VE 2024 (neu) in € Veränderung in € 

576.000 3.456.000 + 2.880.000 

 

 

Begründung: 

 

Die Nachhaltigkeitsstrategie der Landesregierung formuliert als Ziel für den Ökolandbau für 

2030 einen Flächenanteil von 20%. Die Erreichung des Ziels hätte eine durchschnittliche jähr-

liche Flächenzunahme von ca. 12.000 Hektar über die gesamte Legislaturperiode vorausge-

setzt. 

 

Der Änderungsantrag entspricht der notwendigen Erhöhung der Verpflichtungsermächti-

gung für eine Flächenzunahme von 12.000 Hektar im Antragsverfahren 2024, das die Flä-

chenbewirtschaftung im Ökolandbau im Jahr 2025 darstellt.  

 

 

Einzelplan 13  

 

1. Kapitel 13 12 - Allgemeine Finanzverwaltung - Finanzzuweisungen an die Gemeinden  

 

Neuer Titel 613 18 Ortschaftsrats-Budget  

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

0 5.000.000 + 5.000.000 

 

Gewählten Ortschaftsräten in Ortschaften Sachsen-Anhalts wird jeweils ein Budget von 

5.000 Euro zur Verfügung gestellt. Die Ortschaftsräte verfügen vor Ort frei über dieses 

Budget und seine Verwendung.  

 

Ausweislich der Antwort der Landesregierung auf die KA 8/620 vom 9. Mai 2022 sind in 

Sachsen-Anhalt in 963 Ortschaften Ortschaftsräte gewählt worden. 
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Die Deckung erfolgt aus EP 13, Kapitel, 13 25, Titel 162 53 

 

 

Begründung: 

 

In den vergangenen Jahren sind durch die Gemeindegebietsform immer mehr funktionale 

Entscheidungen, besonders auch über Mittel, an höhere Ebenen wie den Stadt- oder Ge-

meinderat verlagert worden. Für örtliche Aktivitäten fehlen leider oftmals die Mittel. Um 

dem abzuhelfen, soll die unterste Ebene der kommunalpolitischen Struktur, also die Ort-

schaftsräte, eigene Budgets erhalten. Die Mitarbeit in diesen Gremien wäre deutlich attrak-

tiver, wenn den Ortschaftsräten direkte Gestaltung ermöglicht wird. Von einer für die demo-

kratische Kultur wünschenswerten Zunahme von Ortschaftsräten infolgedessen kann ausge-

gangen werden.  

 

 

2. Kapitel 13 20 - Allgemeine Finanzverwaltung - Vermögensverwaltung 

 

Titel 831 35 - Kapitalzuführung an die IPS GmbH  

 

Ausbringung eines Haushaltsvermerks  

 

Die Freigabe der Mittel erfolgt durch den Ausschuss für Finanzen nach Vorlage einer aktuel-

len Projektliste. Die jeweiligen Projekte sind jeweils zu unterlegen mit den vrstl. Gesamtkos-

ten und Jahrescheiben und Tilgungsplan durch Mietzahlungen sowie Unterrichtung in Quali-

tät einer Vorlage für GNUE.   

 

 

Begründung: 

 

Die Unterlegung mit konkreten Informationen über die Projekte und zugehörigen Mitteln 

soll die parlamentarische Steuerung und Kontrolle herstellen. 

 

 

3. Kapitel 13 25 - Allgemeine Finanzverwaltung - Schuldenverwaltung 

 

Titel 162 53 - Zinsen aus Geldanlagen der Kassen 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

6.000.000 25.000.000 + 19.000.000 
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Die Anpassung dient der Deckung von EP 05, Kapitel 05 02, Neue Titelgruppe 65, Titel 633 65 

und Titel 684 65 und EP 07, Kapitel 07 02, Titel 533 68 sowie EP 13, Kapitel 13 12, Neuer Titel 

613 18 und EP 14, Kapitel 14 02, Neue Titelgruppe 83, Titel 633 83 zudem EP 18, Kapitel 

18 01. Die Restsumme soll zur Entlastung dem Gesamthaushalt zufließen.  

 

 

Begründung: 

 

Die Anpassung des Einnahmetitels aus Zinserträgen orientiert sich an den tatsächlichen Ein-

nahmen (Stand 10/23 bereits: 40.875.342,32 EUR). In der Befassung des Finanzausschusses 

zum Einzelplan 13 wurde hierzu ein noch deutlich höheres Einnahmevolumen zum Jahres-

ende prognostiziert (Zuwachs im letzten Monat: +13.298.348,70 EUR). Der Änderungsantrag 

bildet zurückhaltend die, beim sich abzeichnenden mindestens gleichbleibenden Zinsniveau, 

zu erwartenden Einnahmen ab.  

 

 

Einzelplan 14 

 

 

1. Kapitel 14 02 - Allgemeine Bewilligungen 

 

Neue Titelgruppe 82 - Förderprogramm zur Anpassung an die Folgen der Klimakrise  

 

 Titel 883 82 - Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden und Gemeindeverbände 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

0 2.500.000 + 2.500.000 

 

Die Deckung erfolgt aus EP 04, Kapitel 04 06, Titel 111 02 

 

Begründung: 

 

Die Klimakrise verursacht absehbar zunehmend Hitzeperioden im Sommer, die gerade in 

verdichteten Stadtgebieten für gesundheitlich belastende Temperaturen sorgen werden. 

Daher ist auf diese Herausforderung auch städtebaulich zu reagieren. Beispielsweise durch 

die Förderung von Fassaden- und Dachbegrünung, öffentlichen Trinkwasserbrunnen oder 

auch Verschattung und Errichtung von Sitzgelegenheiten im öffentlichen Raum. Für ein diese 

Programmatik adressierendes Förderprogramm ist die neue Titelgruppe 82 in Kapitel 14 02 

im Haushalt einzustellen.   
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2. Kapitel 14 02 - Allgemeine Bewilligungen 

 

Neue Titelgruppe 83 - Förderprogramm für kommunale Mobilitätsberater  

 

 Titel 633 83 - Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

0 900.000 + 900.000 

 

Die Deckung erfolgt aus EP 13, Kapitel, 13 25, Titel 162 53 

 

 

Begründung: 

 

Mobilitätspolitik geschieht insbesondere in den Kommunen. Dort können intermodale 

Schnittstellen entwickelt werden, dort werden für die Mobilität der Bewohner*innen infra-

strukturelle Fakten geschaffen, dort werden die meisten Wege zurückgelegt. Daher sind et-

wa kommunale Mobilitätskonzepte unerlässlich, um die Mobilität der Menschen vor Ort 

bestmöglich zu organisieren und zu koordinieren. Gerade den Umweltverbund gilt es best-

möglich aufeinander abzustimmen. Mit dem neuen Straßenverkehrsgesetz erhalten die 

Kommunen überdies weitere Gestaltungsmöglichkeiten. Eine derart umfassende Mobilitäts-

politik spielt auch hinein in die Stadtentwicklung und Stadtplanung. Daher braucht es vor Ort 

fachlich versierte Ansprechpersonen, die sich diesem Thema federführend annehmen und es 

vor Ort begleiten. Solche Mobilitätsberater hat das Land zu fördern, damit diese flächende-

ckend in den Landkreisen und kreisfreien Städten, die Mobilitätswende voranbringen kön-

nen.  

 

 

Einzelplan 15 

 

1. Einzelplan 15 - Ministerium für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt - Ener-

gie, Klimaschutz und Umwelt 

 

Das Vorwort wird in „12. Strukturwandel im Mitteldeutschen Revier“ (S. 6) nach 

 

„Der vom Bundestag und Bundesrat beschlossene nationale Kohleausstieg bis spätestens 

zum Jahr 2038 ist ein wesentlicher Baustein auf dem Weg der Bundesrepublik Deutschland 

zur Klimaneutralität bis zum Jahr 2045. Der Ausstieg aus der Kohleverstromung und der da-

mit einhergehende Strukturwandel stellen auch das Mitteldeutsche Revier Sachsen-Anhalt - 
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dazu zählen die Landkreise Mansfeld-Südharz, Burgenlandkreis, Anhalt-Bitterfeld, Saalekreis 

sowie die Stadt Halle - vor große Herausforderungen.“  

 

um folgende Sätze ergänzt: 

 

„Das sogenannte „Kohleausstiegsgesetz“ sieht als „Stilllegungszeitpunktpunkte Braunkohle-

anlagen“ für Schkopau A und B den 31.12.2034 vor. Dies sind die letzten Anlagen in Sachsen-

Anhalt, wobei in § 47 des Gesetzes ein Vorziehen des Kohleausstieges um drei Jahre explizit 

ermöglicht wird.“ 

 

 

Begründung: 

 

In Vorlage 88 stellt die Landesregierung in Aussicht die angeregte Präzisierung für den HPE 

2025/26 aufzunehmen. Die beantragte Ergänzung stellt einen Formulierungsvorschlag dar, 

welcher bereits für den Haushalt 2024 genutzt werden könnte. 

 

 

2. Kapitel 15 02 - Ministerium für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt - Ener-

gie, Klimaschutz und Umwelt - Allgemeine Bewilligungen  

 

Titel 684 64 Zuschüsse für laufende Zwecke an Vereine und Verbände 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in EUR Veränderung in EUR Ansatz 2024 (neu) in EUR 

3.000.000 + 1.000.000 4.000.000 

 

Die Deckung erfolgt aus EP 09, Kapitel 09 02, Titel 633 61 

 

 

Begründung: 

 

Das Sofortförderprogramm „NaturWasserMensch“ führt die Erfolgsprogramme Umweltso-

fortprogramm bzw. Artensofortförderung weiter und sollte entsprechend wieder mit fünf 

Millionen Euro jährlich ausgestattet werden. 

 

 

3. Kapitel 15 05 - Ministerium für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt - Ener-

gie, Klimaschutz und Umwelt - Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft 

 

Titel 099 69 - Einnahmen aus der Erhebung des Wasserentnahmeentgelts 
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Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in EUR Veränderung in EUR Ansatz 2024 (neu) in EUR 

10.500.000 + 530.000 11.030.000 

 

Die Mehreinnahmen sind der Finanzierung von Gewässerschutzmaßnahmen zuzuführen 

 

 

Begründung: 

 

Die Befreiung des Bergbaus von der Erhebung des Wasserentnahmeentgeltes stellt eine kli-

maschädliche Subvention dar, welche abgebaut werden sollte. In Drucksache 8/1825 Vorla-

ge 33 schätzt die Landesregierung die möglichen zusätzlichen Mehreinnahmen bei Erhebung 

des Wasserentnahmeentgeltes von 2ct pro Kubikmeter in aktiven Tagebauen mit 530.000 

Euro.  

 

 

Einzelplan 18 

 

Kapitel 18 01 - Landesbeauftragter für den Datenschutz - Landesbeauftragter für den Da-

tenschutz des Landes Sachsen-Anhalt 

 

a) Titel 422 01 Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen, Beamten, Rich-

terinnen und Richter 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2022 (neu) in € Veränderung in € 

1.888.600 2.033.900 + 145.300 

 

Weitere Änderungen im Stellenplan sind entsprechend vorzunehmen. 

 

b) Titel 441 02 Beihilfen an Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2023 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

40.800 45.800 + 5.000 

 



 

 

15 

 

c) Titel 916 13 Zuführungen an das Sondervermögen “Pensionsfonds des Landes Sachsen-

Anhalt“ 

 

Haushaltsgesetzentwurf 2024 

Ansatz 2024 (alt) in € Ansatz 2024 (neu) in € Veränderung in € 

428.300 516.300 + 88.000 

 

Der Mittelbrechnung müssten 10 Stellen A 13 Stufe 3 zu Grunde liegen. Es wird aber wegen 

der Besetzungssperre und erst danach möglicher Auswahl- und Besetzungsverfahren ledig-

lich von nötigen Personalmitteln für 6 Monate und 5 tatsächlich besetzten Stellen in 2024 

ausgegangen.  

 

Die Deckung erfolgt aus EP 13, Kapitel, 13 25, Titel 162 53 

 

 

Begründung: 

 

Der Vertreter im Amt des Landesbeauftragten für den Datenschutz des Landes Sachsen-

Anhalt hat in der Vorlage 15 zur Drs. 8/3037 in einem Stellenkonzept zum Haushalt 2024 die 

Begründung zusätzlicher Bedarfe von 15 Stellen vorgelegt. Dem soll perspektivisch mit 

10 neuen Stellen nachgekommen werden. 

 

 

Cornelia Lüddemann 

Fraktionsvorsitz 


